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Anlaß der Planung

Der Bebauungsplan Nr. 821 soll die bauliche und sonstige Nutzung einer 
ca. 8.900 m* großen Brachfläche zwischen der Wohnbebauung an der 
Friedrichsorter Straße und dem Gewerbegebiet Koppelbe.rg neu regeln.' 
Das Gelände wurde früher von der Gärtnerei Nowak genutzt ünd liegt 
seit Jahren brach. Der Bebauungsplan Nr., 702, der auf dieser Fläche 
ein Mischgebiet (gleichberechtigtes Nebeneinander von Wohnen und Ge­
werbe) festsetzt, soll zwischen Friedrichsorter Straße und Koppelberg 
aufgehoben und durch den Bebauungsplan Nr. 821 ersetzt werden.

Bei der Festlegung der zukünftigen Nutzung des ehemaligen Gärtnereige­
ländes im Bebauungsplan Nr. 702 wurden die Nutzungsalternativen Wohnen 
und Gewerbe gegeneinander abgewogen. Alternative A sah eine von Süden 
Uber die Friedrichsorter Straße erschlossene Wohnbebauung vor, Alter­
native B eine Erweiterung der benachbarten Gewerbebetriebe am Koppe1- 
berg.

Bedenken der Gewerbebetriebe gegen eine Wohnbebauung führten schließ­
lich zur Festsetzung eines von Süden über eine neue Planstraße er­
schlossenen Mischgebietes, das gegenüber dem Gewerbegebiet durch einen
4,0 m hohen Lärmschutzwall abgeschirmt werden sollte.

Die mit diesen Festsetzungen am 31.07.1984 rechtskräftig gewordene 
Planung konnte jedoch seitdem wegen der erheblichen Kosten für Er­
schließung und Lärmschutz nicht realisiert werden. Einer Übernahme des 
ehemaligen Gärtnereigeländes durch die benachbarten Gewerbebetriebe 
standen die detaillierten Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 702 
entgegen, so daß auch die Planungsalternative B (Gewerbe) trotz Fest­
setzung eines Mischgebietes nicht als Auffangalternative zum Zuge kom­
men konnte. Widerstände der betroffenen Grundstückseigentümer an der. 
Friedrichsorter Straße ließen darüber hinaus eine freiwillige Umlegung 
der Grundstücke nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes frühzeitig 
scheitern. v

Vor diesem Hintergrund hält die Bauverwaltung das bisherige Konzept 
des Bebauungsplanes Nr. 702 für nicht mehr tragfähig und die Anordnung 
einer zwangsweisen Umlegung der Grundstücke für nicht empfehlenswert. 
Mit der Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 702 und der Neuaufstel­
lung des Bebauungsplanes Nr. 821 soll das Brachgelände der ehemaligen 
Gärtnerei einer situationsgerechten baulichen Nutzung zugeführt wer­
den, die wirtschaftlich vertretbar und kurzfristig realisierbar ist. 
Durch die Planung sollen u. a. kurzfristig die planungsirechtlichen 
Voraussetzungen für die Bereitstellung von Wohnbauland geschaffen wer­
den und damit dazu beigetragen werden, den dringenden Wohnbedarf, der 
vom Amt für Stadtentwicklung, Statistik und Wahlen sowie der Landes­
planungsbehörde im Zeitraum von 1991 - 1997 auf 11.000 Wohneinheiten 
geschätzt worden ist, zu decken.

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes erfaßt ein ca. 4,8 ha großes 
Gebiet zwischen Friedrichsorter Straße und Koppelberg. Um den im Be­
bauungsplan Nr.-702 festgesetzten und in der letzten Fortschreibung 
des Generalverkehrsplanes bestätigten Ausbau der Friedrichsorter Stra­
ße nicht erneut zum Gegenstand eines Planverfahrens zu machen, ist die 
im Bebauungsplan Nr. 702 festgesetzte Straßenbegrenzungslinie als süd­
liche Grenze des Geltungsbereiches gewählt worden.
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Die Bebauung an der Friedrichsorter Straße wfrd durch ·ein-.und zweige­
schossige Wohngebäude· geprägt,• Die WohnbaugrundstUcke nördlich der 
Friedrichsorter Straße sind in unterschiedlichen Tiefen gestaffelt·, 
Das tiefste GrundstUck, Friedrichsorter Straße. 56, reicht 95 min das 
Hinterland hinein, Die brachliegenden FlurstUcke 1/11 und 268/l s.owie 
das als:Gartenl�nd genutzte Flurstück 1/8 der Fiur 3 der Gemarkung 

.<Pries sind a+s Hinterlieg�rgrundstücke nur uhzureichen.d erschlossen, 
, 

. . 

SUdlich der Straße Keppelberg· liegen die ein-,und zweigeschossig be­
bauten BetriebsgrundstUcke der Firmen Autqhaus Friedrichsort (Autohan- · 
del•mit Reparaturwerkstatt) undKiel-Col'1r (Fotofachlabor) mit 'Grund­
stUcksflächen von 8,500 und 9,000 mi, Nach Errfohtung einer zweiten 
Produktionshalle im Jahre 1988 läßt das Betriebsgelände der Fa, Kiel­
Color keine baulichen Erweiterungen mehr zu,. Ständig überbelegte Ab­
stellflächen setzten auch der zukUnftigen ·Entwicklung des Autohauses 
Friedrichsort enge Grenzen. 

.Zwischen den GewerbegrundstUcken am Koppelberg' und den GrundstUcken an 
der Friedrichsorter Straße erstreckt sich·die L-förmige Brachfläche 

.. der ehema1ig,en Gärtnerei Nowak, ·die Uber eine 24 m breite BaulUcke an 
die Friedrichsorter Straße angeschlossen ist. 

Östlich außerhalb.des Plangebietes setzt sich am Koppelberg.die .im Be­
bauungspl:an Nr; 323 ausgewiesene gewerbliche Nutzung fort, sUdöstlich 
grenzt das Plangebiet an das im Bebauungsplan Nr. 371 festgesetzte 
Wohngebiet Grüffkamp. Zwischen den GewerbegrundstUcken am Koppelberg 
und der Wohnbebauung am GrUffkamp reicht von Osten .die .·städtische 

Kleingartenanlag� Scheidekoppel mit drei ca. 650 . mz großen Parzellen 
in das Plangebiet hinein. 

Die Freiflächen der WohnbaugrundstUcke werden gärtnerisch genutzt. Das 
GrundstUck Friedrichsorter Straße 54a weist einen besonde.rs . dichten 
Baumbestand auf. Die Brachflächen sind vollständig mit Spontanvegeta­
tion bewachsen. Auf der Parzelle 268/1. steht eine alte Buche, auf den 
Gartenparzellen befinden sich einige Obstbäume. ·A� der sUdlichen 
GrundstUcksgrenze des Gewerbegebietes �ind vereinzelt noch Restknick­
bestände vorhanden. 

Ziele der Planung 

Folgende städtebauliche Ziele sollen durch den Bebauungsplan Nr. 821

verwirklicht werden: 
lGP 

-:- Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für• einei1!trweite­
rung des Gewerbegebietes Koppelberg auf dem ehemaligen Gärtnereige­
lände Nowak, auf drei Parzellen der Kleingartenanlage Scheidekoppel 
sowie auf rückwärtigen GrundstUcksflächen an derrFriedrichsorter 
Straße. 

Schutz der Wohnbebauung an der Friedrichsorter Straße vor schädli­
chen Umwelteinwirkungen durch Eins.chränkung der Emissionen •im heran­
rUckenden Gewerbegebiet. 

- Regelung der Ausgleichsmaßnahmen fUr nachteilige Veränderungen von
bisher nicht genutzten Freiflächen(§ Ba BuNatSchG).

- Schließung der BaulUcke zwischen Friedrichsorter Straße 58 und 62.
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- Ertlffnung von Bebauungsmöglichkeiten in zweiter Bauflucht an der 
Friedrichsorter Straße (Verdichtung der Wohn- und Mischgebietsnut­
zung). 

- Vereinfachung des Planungsvollzuges durch weitgehenden Interessen­
ausgleich unter allen Planungsbetroffenen •.

4 . P laninhal t 

4.1 Entwicklung aus dem Flllchennutzungspla� 

Der Flächennutzungsplan stellt den rUckwärtigen Bereich zwischen Kop­
pelberg und Friedrichsorter Straße als gemischte· Baufläche dar. diese 
Darstellung entspricht nicht mehr der beabsichtigten eindeutigen Zu­
ordnung der rUc�wärtigen Flächen zum Gewerbegebiet Koppelberg. Die er­
forderliche Anpassung der Darstellungen des Flächennutzungsplanes an 
die neuen städtebaulichen Zielvorstellungen erfolgt als 123. Änderung· 
des Flächennutzungsplanes im Paralle.lverfahren, 

Zur Verwirklichung der Ziele des Bebauungsplanes wurden folgende 
Festsetzungen getroffen: 

4.2 Art und Haß der baulichen Nutzung 

Um den Erweiterungsbedarf der Firmen Autohaus Friedrichsort und Kiel­
Color Rechnung zu tragen, trifft der Bebauungsplan Nr. 821 Festsetzun­
gen, die das verfügbare Flächenpotential imBlockinneren einer gewerb­
lichen Erweiterung widmen. Dieser Nutzung wird der Vorrang vor einer 
Nutzung als Wohnbauland gegeben, um den mit erheblichen Investitionen 
an den Standort Koppelberg gebundenen Firmen Expansionsmöglichkeiten 
-zu eröffnen. Ausschlaggebend fUr diese Entscheidung ist die .Uberdurch­
schnittliche Bedeutung der Firmen - insbesondere der Firma Kiel'-Co-
lor - fUr die Kieler Gesamtwirtschaft. Die Firma Kiel-Color beschäf­
tigt derzeit 170 Mitarbeiter in Dauerarbeitsverhältnissen und weitere
Saisona·rbe'itskräfte, Durch ein erfolgreiches Engagement· in Dänemark,
Westdeutschland und den neuen Bundesländern (Zweigbetrieb in Rostock)
hat der Betrieb seinen Marktanteil kontinuierlich steigern können.
Aufgrund dieser positiven Geschäftsentwicklung plant der Betrieb neue
Investitionen zur Erweiterung der Produktionskapazität, Die im Bebau­
ungsplan ausgewiesenen Erweiterungsflächen versetzen den Betrieb in
die Lage, den Stammsitz in Kiel weiter ausbauen.zu.können und nicht
auf neue Standorte außerhalb Kiels ausweichen zu mUssen. Durch die im

Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen können die Firmen ihre Be­
triebsfläche auf 12.500 mi (Autohaus Friedrichsort) und 17.500 mZ 
(Kiel-Color) steigern. 

Die Bebauung Friedrichsorter Straße 64-72 ist als Mischgebiet festge­
setzt, um im Anschluß an das Gewerbegebiet eine Mischung mit Betrieben 
zu er.möglichen, Der Bebauungsplan folgt damit den bisherigen Festset­
zungen des Bebauungsplanes Nr. 702, der hier beiderseits der Fried­
richsorter Straße ein Mischgebiet �usweist, 

Die GrundstUcke Fr.iedrichsorter Straße 54a-62 sind als Allgemeines 
Wohngebiet eingestuft, um die seit dem 19. Jahrhundert entlang der 
Straße angesiedelte Wohnnutzung in ihrem Bestand zu sichern. 
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NutzungsausschlUsse betreffen VergnUgungsstätten und Einzelhandelsbe­
triebe des täglichen Bedarfs im Gewei:-begebiet, 'die als Konkurrenz zu 
anderen gewerblichen Nutzungen die angestrebte Funktionsverteilung im 
Stadtteil nachteilig verändern wUrden. Zudem wUrden diese Nutzungen 
das knappe Gewerbeflächenpotential nördlich ·des Kanals weiter verrin­
gern und die Versorgungsfunktion des Friedrichsorter Stadtteilzentrums 
gefährden. 

Die'Gewerbe und Wohnbereiche im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
werden zur Zeit durch breite, durchgrUnte Bereiche (Kleingärten, 
ehemalige Gärtnerei) getrennt. · . . . · 
Aufg�und der im Bebauungsplan nur noch eingeschränkten räumlichen 
Trennung von Wohne.n und Gewerbe ist die Zulässigkeit. der Gewerbebe­
triebe hinsichtlich ihres Emissionsverhaltens eingeschränkt worden, um 
ge.sunde Wohnverhältnisse fUr die geplante Wohnbepauung zu gewährlei­
sten (siehe auch Kapitel 4.7,), Hierzu sind gem. § i (4) BauNVO die 
Gewerbe�ebiete nach Art der zulässigen Nutzung so gegliedert worden, 
daß sie hinsichtlich ihres E�!ssionsverhaltens nicht wesentlich s�ö� 
!'.filh. 

Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung an der Friedrichsorte.r 
Straße leitet sich aus der ·diesen Straßenabschnitt prägenden zweige­
schossigen Einzelhausbebauung !;lb, Maßstab fUr die Obergr�rize der bau­
lichen Dichte im Gewerbegebiet sind die ausgewiesenen Ube.rbaubaren 
GrundstUcksflächen, die zu Uber 80 % mit Gebäuden Uberbaut werden kön­
nen. Durch diese kompakte Bebaubarkeit der GrundstUcke soll den Be-

. trie�en eine weitreicheride Entwicklungsmöglichkeit am vorhandenen 
·Standort geboten werden, die sowohl aus wirtschaftlicher als auch aus
ökologischer Sicht einem Ausweichen auf neue Standorte vorzuziehen
ist;

Um das prägende, gleichrangige Nebeneinander von steil- und flachge­
neigten Dächern.an der Friedrichsorter Straße zu erhalten, wurde eine
einseitige Bevorzugung von ste.ilgeneigten Dächern durch Nichtanrech-

. nung de·r Dachgeschoßfläche auf die zulässige Gesamtgeschoßfläche aus­
geschlossen. Daneben wird verhindert, daß.der durchgrUnte, teilweise
parkartige aUfgelockerte Charakter des WA-Gebietes durch eine nicht
angemessene Verdichtung von Wo�nungen und Wohnraum veq.orengeht.

4.3 Bauweise, Uberbaubare.GrundstUcksflllchen, Geschossigkeit 
, 

Die festgesetzte offene Bauweise entspricht der vorhandenen Baustruk­
tur. FUr das Gewerbegebiet gilt die offene Bauweise ohne Längenbe­
schränkung fUr Gebäude und Hausgruppen, um eine'kompakte, flächenspa­
rende Bebauung zu ermöglichen. 

Unter Zugrundelegung der gegenwärtigen Eigentumsverhältnisse ist das 
Gewerbegebiet in zwei Ub�rba�bare Einzelflächen gegliedert, die durch 
einen Pflanzstreifen voneinander getrennt sind. Die Flächen sind in 
der GrundstUckstiefe durchgehend bebaubar, um eine betriebsgerechte 
funktionelle VerknUpfung von geplanten und vorhandenen baulichen Anla.­
gen zu ermöglichen. Auf die E'rhaltung eirizeln.er Bäume und Restknickbe­
stände sUdlich dei:- bisherigen Grenze des Gewerbegebietes ist zugunsten 
zusammenhängender Bauflächen verzichtet worden. Die rUckwärtigen Bau­
grenzen sind so festgesetzt, daß ein Abstands- und Pflanzstreifen zum 
Sichtschutzwall verbleibt. 
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An der Friedrichsorter Straße sind in zweiter Bauflucht neue Uberbau­
bare GrundstUcksflächen ausgewiesen, wn auf den relativ großen Grund­
stUcken Baulandreserven fUr eine Nachverdichtung z� schaffen. 

\ . . . 

Die Höhenentwicklung· im Gewerbegebiet· ist.durch die Höhe betrieblich 
notwendiger Hallen bestimmt. Die an der·äußeren �augrenze· festgesetzte 
Höhe entspricht, der im Bebauungsplan· Nr. 323 festg·esetzten Regelbauhö­
he. 

Die Bebauung entlang der Friedrichsorter Straße ist im Plangebiet · 
durch zweigeschossige Gebäude.mit flachgeneigtem Dach und eingeschos­
sige Gebäude mit steilgeneigtem, ausgebautem Dach (Drempelhöhe ca. 
1,0 m) geprägt. Die Höhenfestsetzungen des Bebauungsplanes o�ientie­
ren sich in Abhängigkeit von der Dachform an dieser Geschossigkeit. in 
zweiter Bauflucht sind nur niedrige Traufhö�en und quergestel_lte Dach­
firste zulässig, um die Auswirkungen auf di� NachbargrundstUcke gering
zu halten. ' -

4.4 ,Verkehrsflächen, ruhender Verkehr 

Auf Wunsch der ·betroffenen Anlieger sieht der Bebauungsplan im Wohnge-. 
biet größten_teils eine dezentrale Unterbringung des ruhenden Verkehrs 
auf den Einzelgrund.stUcken vor. Im Bereich der BaulUcke zwischen 
Friedrichsorter Straße 58 und 62 ist mit der Errichtung von, Geschoß­
wohnungen zu rechnen. Deshalb ist hier eine zentrale Stellplatzanlage 
an der rUckwärtigen Gr.undstllcksgrenze festgesetzt, um die Zone zwi­
schen erster und zweiter Bauflucht fUr Freiflächennutzungen freizuhal­
ten. Im Gewerbegebiet werden die vorhandenen Stellplatzanlagen erwei-
tert. · 

Der sich aus .dem Stellplatzaufkommen ergebende Bedarf an öffentlichen 
Parkständen im Baugebiet entspricht der Gesamtbilanz des ·Bebauungspla­
nes Nr. 702 und ist in den angrenzenden öffentlichen ,Straßen nachge­
wiesen. 

4.5 Flächenbilanz 

Die Nutzung des_ Bebauungsplanes Nr. 821 setzt sich folgendermaßen 
zusammen: 

Allgemeines Wohngebiet 
Mischgebiet 
Gewerbegebiet 
Verkehrsfläche 
Gesamt 

4.6 Landschaftspflegerische Maßnahmen 

4.6.1� Bindungen fUr die Bepflanzung 

1,13 ha 
0,47 ha 
3,00 ha 
0

1
22 ha 

4,82 ha 

23,4 %

9,8 %

62,2 %

4
1 6 %

100,0 %

Zur Gliederung und Abschirmung des Gewerbegebietes sind an den vorhan­
denen GrundstUcksgrenzen in unterschiedlicher Breite Flächen zur An­
pflanzung von Sträuchern und Hecken festgesetzt. An der sUdlichen 
Grenze des Gewerbegebietes ist ein 10-12 m breiter, mit Bäumen und 
Sträuchern zu bepflanzender Sichtschutzwall (Höhe 1,80-3,0 m). alifzu­
schUtten, der das Gewerbegebiet vom dahinterliegenden Wohng�biet 
trennt. 
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Als sonstige Bepflanzung ist im Gewerbegebiet eine.extensive BegrUnung 
(Moos, Magerrasen etc.} grBßerer Dachflächen festgesetzt. Dadurch soll 
den nachteiligen Folgen. großflächiger Oberbauungen fUr Stadtklima und 
StadtBkologie entgegengewir,kt werden und ein teilwei_ser ökologischer 
Ausgleich des geplanten baulichen Eingriffes gesichert werden. Die An­
erkennung der dem B-�lan zugrunde �iegenden Fests�tzungen sind daneben 
Bestandteil des zwischen der Stadt Kiel und der Firma "Kiel-Color 
Brand GmbH & Co" getroffenen Verkaufsverhandlungen Uber die städtische 
Lie,genschaft Flurstuck 3 / 57 der Flur 3 der Gemarkung Seekamp. Um den 
stadtökologischen Wert der Ubrigen Pflanzflächen zu erhöhen, sind als 
Bepflanzung nur heimische Laubgehölze zugelassen. Um den Versiege­
lungsgrad des Plangebietes weiter zu minimieren,· sind die privaten Zu­
fahrten zu Garagen und Stellplat.z nur wasserdurchlässig oder mit Fuge 
h_erzustellen., 

4. 6. 2 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen .

Die im Bebauungsplan 'getroffenen Festsetzungen hinsichtlich der Be-
'grUndung (Pflanzgebote, DachbegrUnung) stellen Ausgleichsmaßnahmen.im 
Sinne des BuNatSchG dar. 

Vom GrUnflächenamt der _Stadt Kiel ist eine vorläufige Ausgleichsbilan­
zierung fUr d_ie durch den Bebauungsplan vorbe.reiteten Eingriffe in Na­
tur und Landschaft durchgefUhrt worden. 

Um einen 100 % Ausgleich der Eingriffe innerhalb des Geltungsbereiches 
<ies .]�l;>�_t;ii,i.:S�itap.�s __ ?.� erzielen

.!- si�_ f��iwI):lfge�·�g_o�':!nale pfl��E��­
��-he _ _l1��nahmen in Fa;?.}_ .V.��--b.E-J_f.!'.1.!'�..!:�I!.�.11.- 11!!..._I}_ereich des Gutes Se��am_p 
im Umfange von ca. 5.700 m2 vorgesehen . 

. Zwar ist im allgemeinen Träger dieser Maßnahmen der Verursacher, bzw. 
wenn die Gemeinde die Maßnahme trägt, ist der Verursacher zur Kosten­
eistattung verpflichtet, Grundlage hierfUr stellt jedoch die Aufstel­
lung eine.s Bebauungsplanes mit der Festsetzung von Ausgleichs- und Er:. 
satzflächen dar. 

Werden die· Ersatzmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches des Bebau­
ungsplanes durchgefUhrt, hat die Gemeinde die Kosten zu tragen. 

Da durch die bestehende baulich verfestigte Situation auch bei Auswei­
tung de.s Geltungsbereiches Ausgleichsflächen nicht im ausreichenden 
Umfang vorhanden wären, sind Ersatzmaßnahmen außerhalb des Bebauungs­
plangebietes unvermeidlich. 
Die von der Stadt zu tragenden Kosten dieser Ersatzmaßnahmen sind in 
dem Kapitel 7 •Oberschlägig ermittelte Kosten, Finanzierung" aufgeli­
stet. 

4,7 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, 
Auswirkungen der Planung auf die Umwelt 

Die Verkehrsbelastung der Friedrichsortet Straße führt im Bereich der 
Straßenrandbebauung zu einer Überschreitung der schalltechnischen 
Orientierungswerte nach der DIN 18.005. Um zumindest einen zumutbaren 
Innenraumpegel zu gewährleisten, setzt der Bebauungsplan Schallschutz­
fenster fest. 
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Zum Schutz des Wohngebietes vor gewerblichen Emissionen beschränkt der 
Bebauungsplan das Emissionsverhalten der Betriebe im angrenzenden Ge­
werbegebiet auf Mischgebietsniveau. FUr Geräusche, den hauptsächlich 
wirksamen Emissionsbereich, ist eine weitergehende, situationsbezogene. 
Beurteilung durch das Akustik-Labor. Kiel vorgenommen worden. Aufgrund· 
der Untersuchung sind im Bebauungsplan Emissionshöchstwerte als flä� 
chenbezogene Schalleistungspege� festgesetzt. Bei den festgesetzten 
Immissionswerten ist die erhtlhte Lästigkeit auffälliger Geräuschmerk� 
male (Ttlne, Impulse) berUcksichtigt. Alle festgesetzten Höchstwerte 
ktlnnen von den vorhandenen Gewerbebetrieben mit verhältnismäßig gerin­
gem Aufwand fUr Schallschutzvorkehrungen eingehalten werden.· 

Die Arbeitsgruppe UVP (UmweltverträglichkeitsprUfung) hat den Bebau­
ungsplan Nr. 821 auf seine Umweltverträglichkeit geprUft'und festge­
stellt, daß· mit der Planung z. T. beachtliche nachteilige Veränderun-
gen der vegetationsbestandenen Freiflächen verbunden sind. Die nach­
teiligen Folgen der ·Planung ktlnnen aber nach Einschätzung der Arbeits­
gruppe durch die festgesetzten Pflanzb_indungen ausgeglichen werden. 

4.8 Örtliche Bauvorschriften Ub�r die äußere Gestaltung 

Zur Pflege_ des Ortsbildes sind in den Bebauungsplan Festsetzungen Uber 
die. äußere Gestaltung von.Dächern und Fassaden aufgenommen. Ziel der 
Festsetzungen ist eine Beschränkung auf Gestaltungselemente und Mate­
rialien, die das Straßenbild i. S. eines ausgewogenen Verhältnisses 
zwischen Einheit und Vielfalt positiv prägen. Besondere Vorschriften 
Uber die Gestaltung von Vorgärten sollen das bestimmungsgemäße Er­
scheinungsbild dieser Flächen als GrUnfläche- sichern. 

. . 

4.9 Ver� und Entsorgung 

Entwässerungstechnisch ist das Plangebiet vollständig erschlossen. 
Versorgungsleitungen fUr die Energie- und Wasserversorgung sind eben­
falls vorhanden. Festsetzungen zur Lage der Abfallbehälterstandfläche 
sichern eine rentable Abfallentsorgung. 

5. Maßnahmen zur Sicherung der PlandurchfUhrung

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes berUcksichtigen weitgehend die
Interessen der betroffenen GrundstUckseigentUmer, so daß zur Verwirk­
lichung des Planes bodenordnende Maßnahmen voraussichtlich nicht er­
forderlich sind. Die Interessenlage der GrundstUckseigentUmer läßt er­
warten, daß die SchlUsselgrundstUcke fUr die Erweiterung des Gewerbe-

. gebiete's kurzfristig von den Betri'eben erworben werden ktlnnen. Die von
der Planurtg betroffenen städtischen Kleingartenparzellen ktlnnen im. 
Einvernehme_n mit den Pächtern von der Stadt' gekUndigt werden, um die 
Fiäche an den benachbarten Gewerbebetrieb zu veräußern. Das ehemalige 
Gärtnereigelände befindet sich bereits im Eigentum der Betriebe. 

Außgrund _der_ we_it_gehe_nde�n_ Re_alisierung ___ de_r ___ Ang!'lbotsplanung_ zieht ___ der 
��P..l'.'-.1:.1��.B.!!E..�-��---��;;P.-�. :b.�.-�9.rl9:_.�.F.-��--��-���-�-8.!! __ �.LJ?JandurchfUhrung �!). 
Betracht. 

GrundstUckseigentUmer, die ihr GrundstUck nicht in der festgesetzten 
Weise bepflanzen, können durch ein Pflanzgebot nach§ 178 des Bauge­
setzbuches zu einer plangemäßen Bepf�anzung verpflichtet werden. 



6. · Beiträge 

8 

· Beitragspflichten werden durch den'.Bebauu�gsplan Nr, 821 nicht ausge­

lBst. Beitragspflichten fUr den Aus·-, und Umbau der Friedrichsortei;- ·
Straße bleiben,unbetQhrt.

7. Oberschlägig ermittelte Kosten, Finanzierung

FUr die notw�ndigen A�sgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Kompensierung
der Eingriffe in _Natur und Landschaft gern. Landesnaturschutzgesetz
entstehen Kosten in Höhe vo� ca. 150,000,00 DM.

FUr Straßenbaumpflanzungen ,im Bereich der Straße "Koppelberg"'sind ca.
36.000,00 DM veranschlagt.

Durch· den Verzicht auf die im Bebauungsplan Nr· .. 702 festge.setzte Plan­
straße zur E;schließung der rUckwärtigen GrunstUcksflächen fallen fUr.
die Stadt keine weiteren Ko·sten an.

Dr.- ng. Flagge 
Stadtbaurat 

Auflagen- und }-:Iinweiserfüllung 
gern. Erl�.ß des Innenmii;isters des

Landes Schl.-Hulst. vom /.:2 ,Q'=',A�?tS 

Gcsch.� Z.: l� .8Ao. � -:-��:U.�3:-ll�..:?-' )auf 
Beschluß der Ratsversammlung 
vom .J_l:f •• 04: ui9.1S .... 

· . · 0 9. Nov 95Kiel, den ....•........... L ••••. 

Landeshauptstadt Kiel 

" 
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